
IKG 
 

  Institut für interdisziplinäre 
  Konflikt- und Gewaltforschung 

 

 

Deutsche Zustände 

in Zeiten der Krise 

 

Presseinformation  

zur Präsentation der Langzeituntersuchung  

Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 

 

Freitag, 04.12.2009, 11.00 – 12.30 Uhr 

Tagungszentrum im Hause der Bundespressekonferenz, Schiffbauerdamm 40, 10117 Berlin 

Inhalt 

 Seite 

1. Das Langzeitprojekt  1 

2. Das Syndrom Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 2 

3. Die Entwicklung des Syndroms  2 

4. Die Wahrnehmung der Krise in der Bevölkerung 7 

5. Individuelle Bewältigungsstrategien und Zusammenhänge der Krise mit 
Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 

� Aufkündigung moralischer Positionen 

� Schuldzuschreibungen der Krise 

� Wut, Partizipationsbereitschaft und politische Apathie 

 

10 

6. Fazit 15 

Der Band 8 „Deutsche Zustände“ ist im Suhrkamp-Verlag erhältlich 
 

Kontakt: 
Prof. Dr. Wilhelm Heitmeyer (Tel. 0521-1063164; ikg@uni-bielefeld.de) 
Dipl. Päd. Anna Klein (Tel. 0521-1063131; anna.klein@uni-bielefeld.de) 



 1 

1. Das Langzeitprojekt  

 

Wie sieht der Zustand dieser Gesellschaft aus und welche Folgen hat er für die Entwicklung 

menschenfeindlicher Mentalitäten in der Bevölkerung? 

 

Die Langzeituntersuchung zur Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit in Deutschland, die 

2002 als 10jähriges Projekt konzipiert und gestartet ist, untersucht deren Ausmaße, Entwick-

lungen und Ursachen. 

Die Grundidee eines Syndroms der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit auf der Basis 

einer Ideologie der Ungleichwertigkeit konnte empirisch nachgewiesen werden. Das Projekt 

ist das weltweit einzige Projekt, das in neuartiger und differenzierter Weise die Vorurteile 

gegen schwache Gruppen und deren Diskriminierungen untersucht und theoriebasierte Ursa-

chenanalysen publiziert. 

Seit 2002 finden jährlich repräsentative Querschnittsbefragungen statt. In 2009 wurden insge-

samt 2000 Personen befragt.  

 
In der 8. Folge des jährlichen Reportes „Deutsche Zustände“ wird die Frage gestellt, ob die 

Finanz- und Wirtschaftskrise von der Bevölkerung wahrgenommen wird und unter welchen 

Bedingungen sie Auswirkungen auf das soziale Zusammenleben in der Gesellschaft hat. 

Kommt es angesichts der zu erwartenden Wohlstandseinbußen zu einer verstärkten Feindlich-

keit gegenüber Minderheiten?  

 
Gefördert wird die Studie von einem Stiftungskonsortium unter Federführung der Volkswa-

genStiftung mit Beteiligung der Möllgaard- und Freudenberg-Stiftung. Zu den Kooperations-

partnern gehört auch der Suhrkamp-Verlag. 
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2. Das Syndrom der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit 

 

Das Forschungsprojekt geht der Frage nach, wie Menschen unterschiedlicher sozialer, religiö-

ser und ethnischer Herkunft sowie verschiedene Lebensstile in dieser Gesellschaft von der 

Mehrheit wahrgenommen werden und mit feindseligen Mentalitäten konfrontiert sind. Der 

gemeinsame Kern des Syndroms Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit ist die Ideologie 

der Ungleichwertigkeit. Zur Zeit enthält das Syndrom 10 Elemente, die zusammenhängen. 

 

Abb. 1: Facetten des Syndroms Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 

 

 

 

 

3. Die Entwicklung des Syndroms  
 

Im Folgenden sind die Verläufe der Syndromelemente der Jahre 2002 bis 2009 in einer Gra-

phik illustriert (vgl. Abb. 2). Die abgebildeten Linien beziehen sich auf Werte, die jeweils aus 

zwei bzw. drei Aussagen zu einzelnen Syndromelementen gemittelt wurden (vgl. Tab. 1, S. 

5f.). Die Mittelwerte rangieren von 1 bis 4, d. h., je höher die Werte ausgeprägt sind, desto 

höher sind auch die feindseligen Mentalitäten. 

Es zeigen sich bei den berücksichtigten 10 Syndromelementen verschiedene Entwicklungsli-

nien. 
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Abb. 2: Mittelwerte der Syndromelemente für die Jahre 2002 bis 2009 

 

Wichtige Anmerkung: 
Absolute Vergleiche zwischen den einzelnen GMF-Elementen, wie z.B. Fremdenfeindlichkeit 
ist insgesamt geringer als Antisemitismus, sind nicht geboten, da u.a. die Aussagen zur Erfas-
sung der GMF unterschiedlich hart bzw. weich formuliert sind.  
Relative Vergleiche hingegen, wie z.B. im Jahr 2002 wurde den antisemitischen Aussagen 
stärker zugestimmt als im Jahr 2009, sind legitim. 
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Insgesamt können wir feststellen, dass sich der positive Trend des letzten Jahres bei mehreren 

Syndromelementen fortgesetzt hat. Bei fast allen Elementen des Syndroms Gruppenbezogene 

Menschenfeindlichkeit finden wir geringere Werte als im ersten Erhebungsjahr. Im Vergleich 

zum Vorjahr zeigt sich eine positive Entwicklung für die Gruppe der Langzeitarbeitslosen. 

Das Ausmaß der Zustimmung zu den anderen 9 Syndromelementen hat sich im Vergleich 

zum letzten Jahr nicht signifikant verändert. Für einige Gruppen zeichnet sich ein weiterer 

leicht positiver Trend etwa in Bezug auf die Fremdenfeindlichkeit und die Islamophobie ab, 

bei Anderen scheint sich eine negative Trendwende anzudeuten, etwa in Bezug auf antisemiti-

sche und homophobe Einstellungen.  

 

Tab. 1: Indikatoren des Syndroms Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 

Angaben in Prozent. Werte, die auf menschenfeindliche Einstellungen hindeuten, sind grau unterlegt. Angege-
ben sind in der jeweils ersten Zeile die Werte aus der Erhebung in 2009 und in der zweiten Zeile die Werte aus 
dem jeweils ersten Erhebungsjahr, das ist in der Regel 2002, für Homophobie, Abwertung von Obdachlosen und 
Behinderten sowie für ein Item zum Sexismus 2005 und für die Abwertung der Langzeitarbeitslosen 2007.    
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Rassismus  

40,8 44,7 10,3   4,1 2009 ** Aussiedler sollten besser gestellt werden als Aus-
länder, da sie deutscher Abstammung sind. 39,9 38,1 13,5   8,5 2002  

57,0 31,7   7,0   4,3 2009   ** 
Die Weißen sind zu Recht führend in der Welt. 

51,2 32,4 10,4   6,0 2002  

Fremdenfeindlichkeit  

16,7 37,5 25,0 20,8 2009 ** 
Es leben zu viele Ausländer in Deutschland.  

15,3 29,3 28,6 26,8 2002  

33,2 43,2 13,2 10,4 2009    * Wenn Arbeitsplätze knapp werden, sollte man die 
in Deutschland lebenden Ausländer wieder in ihre 
Heimat zurückschicken. 27,0 45,3 15,5 12,2 2002   

Antisemitismus  

47,7 35,7   9,4   7,1 2009    ** 
Juden haben in Deutschland zuviel Einfluß. 

36,8 41,6 14,7   6,9 2002   

62,9 26,4   7,6   3,2 2009    ** Durch ihr Verhalten sind die Juden an ihren Ver-
folgungen mitschuldig. 50,5 32,9 12,1   4,5 2002   

Homophobie
 a
  

39,3 33,1 11,7 15,9 2009  ** Es ist ekelhaft, wenn Homosexuelle sich in der 
Öffentlichkeit küssen. 31,7 33,4 13,0 21,8 2005  

51,3 32,9   6,5   9,2 2009 n.s. Homosexualität ist unmoralisch. 

46,6 36,8   6,6 10,0 2005  

13,4 16,0 23,2 47,4 2009 ** Ehen zwischen zwei Frauen bzw. zwischen zwei  
Männern sollten erlaubt sein. 22,2 18,3 21,6 37,9 2005  

Obdachlosenabwertung
 a
 

18,5 46,5 25,5   9,6 2009 Die Obdachlosen in den Städten sind unange-
nehm. 18,6 42,5 24,8 14,1 2005 

n.s.  
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21,8 51,9 19,1   7,2 2009. n.s. Die meisten Obdachlosen sind arbeitsscheu. 

19,0 58,2 15,2   7,6 2005  

20,1 43,6 21,9 14,4 2009 n.s. Bettelnde Obdachlose sollten aus den Fußgänger-
zonen entfernt werden. 14,5 50,5 18,7 16,3 2005  

Behindertenabwertung
 a
 

59,7 35,0   2,9   2,4 2009 ** Für Behinderte wird in Deutschland zu viel Auf-
wand betrieben. 

44,4 47,3   5,4   2,9 2005     

48,4 40,0   8,4   3,1 2009 ** Viele Forderungen von Behinderten finde ich 
überzogen. 35,1 49,7 10,1   5,1 2005    

52,3 41,1   4,7   1,8 2009 ** Behinderte erhalten zu viele Vergünstigungen. 

42,8 49,7   4,7   2,8 2005  

Islamophobie
 a
 

35,1 43,5 12,2   9,2 2009 ** Muslimen sollte die Zuwanderung nach Deutsch-
land untersagt werden. a 25,2 50,5 13,2 11,1 2005  

34,6 33,2 15,6 16,6 2009  ** Durch die vielen Muslime hier fühle ich mich 
manchmal wie ein Fremder im eigenen Land. a 26,3 40,1 14,3 19,4 2005  

Etabliertenvorrechte 

15,1 31,2 35,2 18,5 2009    * Wer irgendwo neu ist, sollte sich erst mal mit 
weniger zufrieden geben.  12,7 29,4 32,9 24,9 2002   

31,9 38,1 18,6 11,5 2009 ** Wer schon immer hier lebt, sollte mehr Rechte 
haben, als die, die später zugezogen sind.  29,3 29,8 22,4 18,5 2002   

Sexismus 

39,0 40,3 12,7   8,0 2009   ** Frauen sollen sich wieder mehr auf die Rolle der 
Ehefrau und Mutter besinnen.  31,2 39,4 18,2 11,2 2002   

44,4 42,1   7,0   6,5 2009  ** Für eine Frau sollte es wichtiger sein, ihrem Mann 
bei seiner Karriere zu helfen, als selbst Karriere zu 
machen. a 36,8 44,5 10,5   8,2 2005  

Abwertung von Langzeitarbeitslosen 
b
  

  9,1 43,9 29,6 17,4 2009  n.s. Die meisten Langzeitarbeitslosen sind nicht wirk-
lich daran interessiert, einen Job zu finden.    9,2 41,5 27,5 21,8 2007  

11,4 31,4 27,0 30,2 2009 ** Ich finde es empörend, wenn sich die Langzeitar-
beitslosen auf Kosten der Gesellschaft ein beque-
mes Leben machen.    7,0 32,2 28,1 32,7 2007  

Anmerkung:  a Diese Items wurden erstmals 2005 erhoben.  b Erstmals 2007 erhoben.  
Unterschiede zwischen den Jahren sind auf Basis des Mittelwertvergleichs  ** signifikant bei 1%-
Irrtumswahrscheinlichkeit bzw. * signifikant bei 5%-Irrtumswahrscheinlichkeit oder nicht signifikant (n.s.). 
Signifikante Unterschiede zwischen den Jahren wurden auf Grundlage aller Stichproben von 2002 bis 2009 mit 
einer einfaktoriellen Varianzanalyse berechnet. Da das Ergebnis im Zusammenhang mit der Stichprobengröße 
steht, können signifikante Unterschiede zwischen den Jahren mit größer oder kleiner werdender Fallzahl variie-
ren.  

 
Für den Rassismus zeigt sich eine deutlich rückläufige Tendenz. Im Jahr 2002 stimmten noch 

22% der Befragten der Aussage zu, Aussiedler sollten aufgrund ihrer deutschen Abstammung 

besser gestellt werden als Ausländer. Der Anteil der Zustimmenden reduzierte sich 2009 sig-



 6 

nifikant auf 14%. Diese Entwicklung bestätigt sich auch bei der Aussage, die Weißen sind zu 

Recht führend in der Welt, der 2009 11,3% der Befragten zustimmten (2002: 16,4%). 

Die abnehmende Tendenz lässt sich ebenso für die Fremdenfeindlichkeit zeigen. Während 

2002 noch 55,4% der Aussage zustimmten, es leben zu viele Ausländer in Deutschland, sind 

es 2009 nur noch 45,8%. Die Forderung, die Ausländer in ihre Heimat zurückzuschicken, 

wenn die Arbeitsplätze knapp werden, reduziert sich von 27,7% im Jahr 2002 auf 23,6% im 

Jahr 2009. Die Abnahme der Zustimmung zu diesen Aussagen ist statistisch signifikant, so 

dass dies als Rückgang der Fremdenfeindlichkeit gedeutet werden kann.  

Ein abnehmender Trend lässt sich auch für den Antisemitismus erkennen. Während im Jahr 

2002 noch 21,6% teilweise oder ganz der Meinung waren, Juden haben zu viel Einfluss in 

Deutschland, sind dies 2009 noch 16,5%. Weiterhin stimmten im Jahr 2009 10,9% der Be-

fragten der Aussage zu, dass die Juden durch ihr Verhalten Mitschuld an ihren Verfolgungen 

tragen (2002 waren es noch 16,6%). Im Vergleich zum Vorjahr zeigt sich jedoch eine stei-

gende Tendenz (vgl. Abbildung 1). 

Homophobe Einstellungen scheinen seit 2005 rückläufig zu sein. Der Aussage, dass es ekel-

haft sein, wenn Homosexuelle sich in der Öffentlichkeit küssen, stimmten 2005 noch knappe 

35% der deutschen Bevölkerung zu, 2009 sind es mit ca. 28% signifikant weniger. Die Vor-

stellung, Homosexualität sei unmoralisch, zeigt sich trotz eines leichten Rückgangs von 

16,6% in 2005 auf 15,7% in 2009, eher stabil. Die Toleranz gegenüber gleichgeschlechtlichen 

Ehen scheint zuzunehmen. 2005 wurde die Frage, ob Ehen zwischen zwei Männern bzw. zwei 

Frauen erlaubt sein sollten, noch von 40,5% der Befragten verneint. In 2009 sind es mit 

29,4% zwar deutlich weniger, aber immer noch sind fast 1/3 der Befragten gewillt, homose-

xuellen Paaren eine Gleichbehandlung vorzuenthalten. Zudem zeigt sich auch hier im Ver-

gleich zum Jahr 2008 eine leicht ansteigende Tendenz (vgl. Abbildung 1).  

Hinsichtlich der Obdachlosenabwertung können wir keine eindeutige Richtung der Entwick-

lung feststellen. Während die Zustimmung zur Aussage, die Obdachlosen in den Städten sind 

unangenehm seit 2005 (38,9%) leicht auf 35,1% zurückgegangen ist, findet die Aussage, bet-

telnde Obdachlose aus Fußgängerzonen zu entfernen mit 36,3% etwas mehr Befürwortung als 

in 2005 (35%). Dies trifft ebenso auf die Aussage zu, die meisten Obdachlosen sind arbeits-

scheu: Die Zustimmung stieg von 22,8% (2005) auf 26,3%. 

Die Abwertung gegenüber Behinderten fällt seit 2005 signifikant geringer aus. So stimmten 

2005 noch 8,3% der Aussage zu, für Behinderte wird in Deutschland zu viel Aufwand betrie-

ben. 2009 waren es noch 5,3%. Diese rückläufige Entwicklung lässt sich auch für die Mei-

nung bestätigen, dass viele Forderungen von Behinderten überzogen sind. Hier lässt sich ein 
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Rückgang von insgesamt 3,7% auf 11,5% feststellen. Ebenso meinen 2009 6,5% der Befrag-

ten, dass Behinderte zu viele Vergünstigungen erhalten. Im Jahr 2005 waren es noch 7,5%.  

Auch im Bezug auf die Islamophobie ist ein marginaler Rückgang der Feindlichkeit zu beo-

bachten. 2005 waren 24,3% der Befragten der Meinung, dass Muslimen die Zuwanderung 

nach Deutschland untersagt werden sollte, 2009 meinen dies noch 21,4%. 2009 fühlen sich 

32,2% der deutschen Bevölkerung aufgrund der vielen Muslime wie ein Fremder im eigenen 

Land, 2005 waren es 33,7%.  

Die Einforderung von Etabliertenvorrechten zeigt einen abnehmenden Trend, über die Hälfte 

der Befragten (57,8%) waren in 2002 der Meinung, dass sich diejenigen, die irgendwo neu 

sind erst mal mit weniger zufrieden geben sollten, 2009 sind dieser Meinung 43,7%. Dass 

diejenigen, die schon immer da waren, mehr Rechte haben sollten, als die die später zugezo-

gen sind, meinten 2007 40,9% und in 2009 noch 30,1% der Befragten.  

Bei Betrachtung der Entwicklung sexistischer Einstellungen fällt ebenfalls eine abnehmende 

Tendenz auf. Die Rückbesinnung von Frauen auf die Rolle als Ehefrau und Mutter sahen in 

2002 29,4% als angebracht, 2009 stimmen hier noch 20,7% zu. Die Frau als Karrierehelferin 

ihres Mannes sehen 2009 noch 13,5% der Befragten als Ideal, 2005 waren es 18,7%. 

Die Prozentzahlen die sich auf die Abwertung von Langzeitarbeitslosen beziehen scheinen 

ebenfalls leicht rückläufig. Es wird jedoch sehr deutlich, dass gerade gegenüber dieser Gruppe 

feindliche Einstellungen vorherrschen. In 2007 waren 49,3% der Bevölkerung der Ansicht, 

Langzeitarbeitslose seien arbeitsscheu, 2009 meinen dies immer noch 47%. Dass sich Lang-

zeitarbeitslose auf Kosten der Gesellschaft ein schönes Leben machen, nahmen 2007 60,8% 

der Befragten an, in 2009 sind immer noch deutlich mehr als die Hälfte, nämlich 57,2% der 

Befragten, dieser Meinung.  

 

4. Die Wahrnehmung der Krise in der Bevölkerung 
 
Krisen, die wir derzeit erleben, lassen sich in vier Stadien einteilen. In jedem Stadium sind 

andere Akteure (ökonomisch, sozial oder politisch) betroffen. Das Stadienkonzept enthält 

zwei Elemente. Erstens impliziert es eine zeitliche Abfolge, d. h. ein Krisenbereich »infiziert« 

gleichsam den nachfolgenden Teilbereich (Finanzen (1), Wirtschaft (2), Staatshaushalt (3), 

Gesellschaft (4)). Zweitens weitet sich die Betroffenheit auf immer weitere Bevölkerungs-

gruppen aus bzw. bestimmte Gruppen werden immer härter betroffen. So war die Krise zu-

nächst nur auf das Bankensystem begrenzt, die Auswirkungen auf die breite Bevölkerung 

waren überschaubar. Als sich die Finanzkrise zur Wirtschaftskrise ausweitete, wurden breitere 

Bevölkerungsteile betroffen, beispielsweise durch Kurzarbeit. Die sich abzeichnende Fiskal-
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krise dürfte weitere negative Folgen mit sich bringen, wenn das wohlfahrtstaatliche System in 

Bedrängnis gerät und Sozialleistungen massiv gekürzt werden. Dies kann sich auch negativ 

auf die Demokratie auswirken. Eine Ausweitung zur Gesellschaftskrise steht dann zu befürch-

ten, wenn Desintegrationsrisiken anwachsen und die Konkurrenz um knappe Güter und Leis-

tungen erheblich steigt. Dann können sie sich zu sozialen Krisen ausweiten, die dann auch das 

Verhältnis der Bürger untereinander betreffen. 

Im Sommer 2009 beobachten wir ein gemischtes Bild. Knapp die Hälfte der Befragten fühlt 

sich durch die aktuelle Wirtschaftskrise bedroht und fast 40 Prozent fühlen sich persönlich 

von der Krise betroffen.  

 
Abb. 3: Prozentsatz der Zustimmung von Krisenbetroffenheit und Krisenbedrohung 
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Die subjektive Betroffenheit durch die Krise und das Ausmaß der wahrgenommenen Bedro-

hung sind in West- wie in Ostdeutschland gleich hoch. Während sich im Westen 46,6 % be-

droht und 38,6% von der Krise betroffen fühlen, sind es im Osten 49,8% bzw. 35%.  

Darüber hinaus zeigen sich auch keine signifikanten Differenzen zwischen wirtschaftlich bes-

ser und schlechter gestellten Regionen. Wenig überraschend ist, dass sich Menschen aus den 

unteren Schichten besonders betroffen fühlen. Hier sind es 46,9%; im Vergleich dazu fühlen 

sich Menschen aus der mittleren Schicht zu 39,4% und Menschen aus der oberen Schicht zu 

27,5% von der Krise betroffen. Die wahrgenommene Betroffenheit und perzipierte Bedro-

hung unterscheiden sich dementsprechend auch nach dem formalen Bildungsabschluss: Per-

sonen mit niedrigeren Bildungsabschlüssen fühlen sich beispielsweise stärker bedroht und 

betroffen als andere. Die Betroffenheit ist in der mittleren Altersgruppe (35-49) vergleichs-

weise am stärksten ausgeprägt. Hier sehen sich 45,5% der Personen von der Krise betroffen. 

Signifikante Geschlechterunterschiede zeigen sich hinsichtlich der subjektiven Krisenbedro-

hung. 52,1% der Frauen fühlen sich bedroht, bei den Männern sind es dagegen nur 42,3%. Bei 

Betrachtung der geschlechtsspezifischen Krisenbetroffenheit sind allerdings keine signifikan-

ten Unterschiede ersichtlich. Frauen fühlen sich zu 39,3% betroffen, Männer zu 36,3%.  
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Die bisher dargestellten Ergebnisse zeigen bereits jetzt eine Betroffenheit und Bedrohung 

durch die Krise in der Bevölkerung. Im Allgemeinen werden die zukünftigen finanziellen 

Belastungen als hoch eingeschätzt. Gegen diese Betroffenheit bzw. Bedrohung wird eine Auf-

spaltung der Wahrnehmung der Krisen eingesetzt. Erstens gibt es eine Aufspaltung zwischen 

der Wahrnehmung eigener Betroffenheit und der Einschätzung der gesellschaftlichen Lage. 

Die gesellschaftliche Lage wird als Belastung wahrgenommen, die eigene Situation aber 

gleichwohl als weniger belastend interpretiert. Drei Mechanismen können dazu beitragen. 

Beim ersten tritt diese Entlastung ein, weil man annimmt, dass es anderen noch schlechter 

geht. Ein zweiter Mechanismus hat mit Kontrollüberzeugungen zu tun, also zum Beispiel der 

Meinung, das eigene Leben noch »unter Kontrolle« zu haben. Zum dritten kann die Überzeu-

gung greifen, dass man sich gerade in Zeiten der Krise seiner Umgebung so präsentieren 

muss, dass man selbst in der Krise erfolgreich ist.  

Eine deutliche Diskrepanz zeigt sich auch, wenn es um Fragen der Gerechtigkeit geht (Abbil-

dung 4).  

 

Abb. 4: Einschätzung individueller und gesellschaftlicher Gerechtigkeit (Zustimmung in Pro-

zent) 
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Hinsichtlich der persönlichen Situation sieht sich nur eine Minderheit der Befragten von Un-

gerechtigkeiten betroffen. Fast drei Viertel sind der Meinung, es gehe in ihrem Leben gerecht 

zu, und 70 Prozent geben an, Ungerechtigkeiten seien in ihrem Leben eher die Ausnahme. Die 

allgemeine Einschätzung ist dagegen deutlich schlechter. Weniger als zehn Prozent der Be-

fragten glauben etwa, dass es auf der Welt gerecht zugehe und nur 13 Prozent sind der Mei-

nung, dass die Leute im Allgemeinen das bekommen, was ihnen im Sinne von Verteilungs-, 

Leistungs- oder Bedürfnisgerechtigkeit auch materiell zustehe. Diese Aufspaltungen schirmen 
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die individuelle Situation ab, lähmen aber auch die Aktionsbereitschaft im öffentlichen, d. h. 

politischen Raum. 

 

Wir unterscheiden zwischen den beschreibenden Entwicklungen des Syndroms über die Zeit 

seit 2002 bis jetzt (2009) und Zusammenhängen mit der Krise. Die Entwicklungen des Syn-

droms sind in Abschnitt 3 dargestellt worden, worin sich z. T. deutlich positive Entwicklun-

gen zeigen. In Abschnitt 4 wurden die Wahrnehmungen der Krise in der Bevölkerung aufge-

zeichnet. Im folgenden Abschnitt 5 sollen nun Zusammenhänge zwischen den Wahrnehmun-

gen der Krise und Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit dargestellt werden. Dies findet 

unter der Perspektive statt, welche Bewältigungsstrategien der Menschen sichtbar werden. 

 

5. Individuelle Bewältigungsstrategien und Zusammenhänge der Krise mit 

Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 

In diesem Abschnitt gehen wir der Frage nach, wie Menschen mit dieser Krisensituation um-

gehen. Mögliche Strategien reichen von der Aufkündigung moralischer Positionen über 

Schuldzuschreibungen bis hin zu Wut, Protestintentionen bzw. Apathie. 

 

• Aufkündigung moralischer Positionen 

 

vgl.  Zick, A., Lobitz, R., Groß, E.: Krisenbezogene Gleichwertigkeitskündigung, in: 

Heitmeyer, W. (Hrsg.) Deutsche Zustände, Folge 8, Frankfurt a. M., Suhrkamp 2009  
 

Krisen zeichnen sich auch dadurch aus, dass sie die Frage nach der Gleichwertigkeit aller 

Menschen in der Gesellschaft aufwerfen. Eine Möglichkeit die Krisen zu bewältigen besteht 

darin, dass Personen die Gleichwertigkeit von Gruppen in Frage stellen, soziale Werte und 

Normen, die Gleichwertigkeit garantieren sollen, aufkündigen und Solidarität entziehen. Die 

Gleichwertigkeit kann immer dann in Frage gestellt werden, wenn Menschen meinen, dass 

eine Betroffenheit der eigenen Gruppe, der man sich zugehörig fühlt, vorhanden ist. Es zeigt 

sich, dass nicht die persönliche Krisenbedrohung, sondern eine Krisenwahrnehmung, die kol-

lektiv erlebt wird, mit der Aufkündigung von sozialer Gleichwertigkeit einhergeht.  

Eine kollektive Krisenbetroffenheit der Gruppe, der man sich zugehörig fühlt, ist, wie aus 

Abbildung 4 hervorgeht, sehr verbreitet.  

80 Prozent der Befragten sind der Meinung, dass „Leute wie ich“ für die Fehler der Wirt-

schaft und Politik gerade stehen müssen und letztlich die Wirtschaftskrise ausbaden müssen. 

Personen, die sich in dieser Weise von der Krise kollektiv betroffen fühlen, fordern nun eher 

als andere die Aufkündigung von Grundsätzen der Gleichwertigkeit in der Krise. 
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Abb. 4: Prozentsatz der Zustimmung zu den einzelnen Aussagen der Gruppe, der man sich 
zugehörig fühlt 
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Abbildung 5 illustriert die Zustimmung zu einer krisenbezogenen Ungleichwertigkeit. Perso-

nen, die eine kollektive Krisenbetroffenheit wahrnehmen, zeigen in allen Aussagen zur kri-

senbezogenen Ungleichwertigkeit die höchsten Werte. 

 
Abb. 5: Prozentsatz der Befragten, die den einzelnen Aussagen einer krisenbezogenen Un-
gleichwertigkeit „eher zustimmen“ oder „voll und ganz zustimmen“ 
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Unsere Analysen haben weiterhin ergeben, dass die krisenbezogene Ungleichwertigkeit signi-

fikant mit allen Elementen der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit zusammenhängt. 

Der stärkste Zusammenhang besteht dabei zur Fremdenfeindlichkeit (.54**).  
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• Schuldzuschreibungen der Krise 

 
vgl. Becker, J., Wagner, U., Christ, O.; Ursachenzuschreibungen in Krisenzeiten: Aus-

wirkungen auf Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit, in: Heitmeyer, W. (Hrsg.) 

Deutsche Zustände, Folge 8, Frankfurt a. M., Suhrkamp 2009 
 
 
Ob die Krise sich zu lasten schwacher Gruppen auswirkt ist wesentlich abhängig von der Fra-

ge, wem oder welcher Gruppe die Verantwortung zugeschrieben wird. Nach dem »Sünden-

bockmodell« werden besonders solche Gruppen markiert, die als kompetent und mächtig, 

aber auch als bedrohlich für die eigene Gruppe eingeschätzt werden. Im Gegensatz dazu eig-

nen sich Gruppen, die als wenig erfolgreich und somit als nicht bedrohlich eingestuft werden 

in solchen Krisen, wie sie derzeit existieren, eher nicht als Sündenböcke. Im Einklang mit 

diesem Modell stellt sich heraus (vgl. Abbildung 6), dass nur knapp 15 Prozent der Befragten 

die Ursache der Krise bei »den Ausländern« sehen, das heißt bei einer Gruppe, die als sozio-

ökonomisch eher wenig erfolgreich klassifiziert wird, während 89 Prozent der Befragten die 

Ursache der Krise bei »Bankern und Spekulanten« sehen, die als kompetent, sozioökono-

misch erfolgreich gelten und zugleich als bedrohlich wahrgenommen werden können. 

 

Abb. 6: Prozentsatz der Zustimmung zu Ursachenzuschreibungen für die Krise 
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Zu erwarten ist, dass sich Schuldzuschreibungen negativ auf Einstellungen gegenüber den 

Gruppen auswirken, denen die Verantwortung zugeschrieben wird. 

Wir konnten für die Syndromelemente der Fremdenfeindlichkeit und des Antisemitismus ex-

emplarisch zeigen, dass der Zusammenhang zwischen subjektiver Bedrohung durch die Fi-

nanz- und Wirtschaftskrise und den Elementen des Syndroms Gruppenbezogener Menschen-

feindlichkeit tatsächlich durch Ursachenzuschreibungen beeinflusst wird.  
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Werden „die Ausländer“ für die Krise verantwortlich gemacht, tendieren die subjektiv von der 

Krise bedrohten Menschen eher zu mehr Fremdenfeindlichkeit (vgl. Abbildung 7).  

Werden „Banker und Spekulanten“ für die Krise verantwortlich gemacht, tendieren die sub-

jektiv von der Krise bedrohten Menschen eher zu mehr Antisemitismus (vgl. Abbildung 8). 

Dies ist darauf zurückzuführen, dass zumindest im europäischen Geschichtsraum das klassi-

sche Stereotyp „des Juden“, das des „Finanzspekulanten“ und „Wucherers“ ist.  

Die Ergebnisse verweisen darauf, dass bestimmte Gruppen als Sündenböcke für schwer 

durchschaubare Ereignisse wie eine globale Wirtschaftskrise herangezogen werden und dass 

solche Erklärungsmuster bei den subjektiv von der Krise Betroffenen auch »funktionieren«, 

da sie mit stärkeren Vorurteilen gegenüber den zu Sündenböcken abgestempelten Gruppen 

einhergehen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

• Wut, Partizipationsbereitschaft und politische Apathie 

 

vgl: Klein, A., Heitmeyer, W.,  Wenn die Wut kein politisches Ventil findet, in: Heitmey-

er, W. (Hrsg.) Deutsche Zustände, Folge 8, Frankfurt a. M., Suhrkamp 2009  

 

Obwohl sich knapp die Hälfte der Bevölkerung von der Krise bedroht fühlt und sich auch eine 

erhebliche Wut in der Bevölkerung registrieren lässt, bleiben politische Proteste und vermehr-

te politische Partizipation aus. Bei der Bundestagswahl 2009 war ein weiterer Rückgang der 

Wahlbeteiligung zu beobachten.  

Die Betroffenheit von der Krise wird vor allem in der unteren sozialen Lage wahrgenommen, 

bedroht fühlen sich auch die mittleren sozialen Lagen. Entsprechend ist hier auch die Wut 

über die Folgen der Krise besonders verbreitet (Abbildung 9).  

 
 

Abb. 7: Fremdenfeindlichkeit bei Personen, die sich von der Krise 
bedroht fühlen in Abhängigkeit von der Ursachenzuschreibung, 
dargestellt als Mittelwerte 
 

    Abb. 8: Antisemitismus bei Personen, die sich von der Krise 
     bedroht fühlen in Abhängigkeit von der Ursachenzuschreibung, 
     dargestellt als Mittelwerte 
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Abb. 9: Krisenwahrnehmung nach Soziallage, Zustimmung in Prozent 
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Gleichzeitig ist in der unteren Soziallage das Vertrauen in die Politik stark beschädigt. Ob-

wohl die Betroffenheit stark ausgeprägt und die Wut groß ist, wird auf politische Partizipation 

jedoch weitgehend verzichtet (Abbildung 10). Diese gefährliche Kombination für die Demo-

kratie wird von politischen Eliten nicht angemessen wahrgenommen. Möglicherweise kommt 

ihnen diese wutgetränkte Apathie noch entgegen, denn sie „stören“ nicht. Diesen Eliten – so 

unsere Interpretation – scheint die Sensibilität für labile demokratische deutsche Zustände 

abhanden gekommen zu sein.  

 

Abb. 10: Vertrauen in die Politik und Partizipationsbereitschaft nach Soziallage, Zustimmung 
in Prozent 
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Die politische Kapitulation der unteren sozialen Lagen hat Folgen für schwache Gruppen. Vor 

dem Hintergrund einer erheblichen politischen Unzufriedenheit, der geäußerten Wut und der 

Betroffenheit bei Personen aus der unteren Soziallage, ist zu fragen, wo sich diese Unzufrie-

denheit bündelt, wenn kein Ventil in demokratischer politischer Partizipation vorrätig ist. 

Die politische Partizipation steht in einem Zusammenhang mit Gruppenbezogener Menschen-

feindlichkeit. Das heißt, wer politische Partizipationsmöglichkeiten nicht wahrnimmt, wendet 

seine Unzufriedenheit eher gegen schwache Gruppen (Abbildung 11). 

 

Abb. 11: Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit bei Personen mit hoher und geringer    
Partizipationsbereitschaft, Zustimmung in Prozent 
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6. Fazit 

 

Welche Folgen haben die individuellen Bewältigungsstrategien und das Ausbleiben kollekti-

ver politischer Reaktionen auf die Krise für die Abwertung bzw. Diskriminierung schwacher 

Gruppen, also die Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit in unserer Gesellschaft? 

Nicht das individuelle Gefühl der Krisenbetroffenheit, führt ins Vorurteil gegenüber schwa-

chen Gruppen, sondern das Gefühl, Angehöriger einer Gruppe von Krisenverlierern zu sein 

steht im Zusammenhang mit der Aufkündigung der Gleichwertigkeit von Menschen. Damit 

werden basale Grundfesten dieser Gesellschaft in Zeiten der Krise angegriffen. 

 

Welche Zusammenhänge der Krise mit gesellschaftlichem Zusammenhalt und Gruppenbezo-

gener Menschenfeindlichkeit zeigen sich derzeit?  
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Dazu zeichnen sich fünf wesentliche Komplexe ab: 

 

a) Es gibt ausgedehnte Desintegrationsängste in der Bevölkerung. 

b) Die Orientierungslosigkeit ist hoch. 

c) Trotz der Sicht in der Bevölkerung, dass eine gesellschaftliche Veränderungsbedürf-

tigkeit existiert, gibt es eine hoffnungslose Unzufriedenheit. Diese setzt sich jedoch 

nicht in politische Partizipation um. Die politische Resignation der besonders betrof-

fenen und unzufriedenen Gruppen speziell aus der unteren sozialen Lage ist offenkun-

dig. Eine demokratische Repolitisierung ist nicht in Sicht. Es entstehen eher Anknüp-

fungsmöglichkeiten für rechtspopulistische Mobilisierer. 

d) Es gibt nach unseren Ergebnissen unter dem Eindruck der Krisen eine Aufkündigung 

der Gleichwertigkeit von Menschen und keinen neuen Zusammenhalt. 

e) Eine auf bestimmte Personengruppen ausgerichtete Schuldzuschreibung erfolgt in 

nicht unerheblichem Umfang und begünstigt die Abwertung dieser Gruppen. 

 

Projiziert man diese empirischen Ergebnisse auf das in Abschnitt 4 kurz vorgestellte Stadien-

konzept von Krisenelementen, d.h. ausgehend von der Finanz- über Wirtschafts- bis zur Fis-

kalkrise, dann lassen sich in diesen Ergebnissen die Anzeichen gesellschaftlicher Krisen er-

kennen. Offen ist, wie sie eingehegt werden können, weil die Gefahr besteht, dass feindselige 

Mentalitäten den trügerischen sozialen Frieden still und schleichend von innen zersetzen.  
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